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Frau von Halem (B90/GRÜNE):*

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Gäste! Ich denke, dass meine Vorrednerin-
nen und Vorredner sowohl zu der grundsätzlichen Frage von
Rundfunkgebühren als auch zu den Sachdetails bzw. den Be-
standteilen des hier vorliegenden Antrages der CDU genug bei-
getragen haben. Es ist letztendlich eine relativ überschaubare
Fragestellung.

Zu Punkt 1 - Kleingärten - sind auch wir der Meinung, dass an-
gesichts allgemeiner Gerechtigkeitslogik auch die Kleingarten-
anlagen, die außerhalb des Wirkungsbereiches des Bundes-
kleingartengesetzes liegen, grundsätzlich von dieser Gebühr
befreit werden sollten. Wir finden dieses Ansinnen richtig und
legitim.

Punkt 2 Ihres Antrages, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der CDU, der sich auf Jugendfreizeiteinrichtungen bezieht, ver-
mittelt uns allerdings den Eindruck, Sie wollten suggerieren,
Jugendherbergen seien befreit. Das ist nicht richtig. Nach Aus-
sage des Jugendherbergsverbandes zahlen Jugendherbergen
mittlerweile höhere Rundfunkgebühren als vorher. Sie sind von
der Gebühr für die einzelnen Zimmer befreit - das hat sich ge-
ändert -, aber sie müssen sehr wohl Abgaben zahlen.

Unser Hauptkritikpunkt ist die Tatsache, dass Sie bei der Defi-
nition von Jugendfreizeiteinrichtungen nicht einmal das Krite-
rium der Gemeinnützigkeit zugrunde legen. Das heißt, solange
so allgemein von „Jugendfreizeiteinrichtungen“ gesprochen wird,
ist Ihr Ansinnen aus unserer Sicht noch nicht reif. Ergo: Das
kleine Einmaleins der Plenarabstimmungen - einmal Zustim-
mung, einmal Enthaltung - ergibt in Summe Enthaltung. - Vie-
len Dank.

(Beifall B90/GRÜNE)

Vizepräsidentin Große:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete von Halem. - Für die Landes-
regierung übernimmt der Chef der Staatskanzlei, Herr Staats-
sekretär Gerber, den Aussprachebeitrag.

Chef der Staatskanzlei Staatssekretär Gerber:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Wichmann, schönen Dank für die Einladung in den Peti-
tionsausschuss. Heute Mittag war ich im Ausschuss für Haus-
halt und Finanzen. Dann gibt es noch den Hauptausschuss und
den Sonderausschuss BER. Sie scheinen eine hohe Meinung
von meiner Belastbarkeit zu haben; mit dieser hohen Meinung
haben Sie Recht.

(Beifall SPD und DIE LINKE - Zurufe von der CDU)

Seit dem 1. Januar des neuen Jahres gelten neue Regeln für den
Rundfunkbeitrag. Ohne die seit vielen Jahren laufende Diskus-
sion aufwärmen zu wollen, möchte ich feststellen: Wir haben
jetzt insgesamt eine einfachere und, wie ich finde, gerechtere
Regelung. Es gibt einen einfachen Grundsatz: eine Wohnung -
ein Beitrag. In diesem Zusammenhang stellt sich aber die Fra-
ge: Was ist eigentlich eine Wohnung und was ist keine Woh-
nung? - Wie immer hilft ein Blick in das Gesetz bzw. in den
Staatsvertrag selbst. In § 3 Abs. 1 ist unmissverständlich fest-
gelegt, dass eine Wohnung

„… jede ortsfeste, baulich abgeschlossene Raumeinheit
[ist], die ... zum Wohnen ... geeignet ist oder genutzt wird
und ... die durch einen eigenen Eingang ... betreten wer-
den kann.“

Wiederum § 3 - aber diesmal des Bundeskleingartengesetzes,
auf den der Staatsvertrag explizit verweist - regelt, dass Lauben
in einfacher Ausführung mit bis zu 24 m2 Grundfläche nicht als
Wohnung gelten. Wenn die CDU mit ihrem Antrag also insbe-
sondere Besitzer von Gartenlauben vor der Zahlung des Rund-
funkbeitrages schützen möchte, so rennt sie damit offene Türen
ein. Lauben mit bis zu 24 m2 Grundfläche sind keine Wohnung
- ergo kein Beitrag!

Gleiches gilt für Lauben - jetzt folgt noch einmal eine Unter-
scheidung - in Kleingartenanlagen, selbst wenn sie größer als
24 m2 sind und damit nicht mehr den Kategorien des Bundes-
kleingartengesetzes entsprechen. Die Rundfunkanstalten haben
erklärt, dass kein Rundfunkbeitrag anfällt, selbst wenn es sich
um eine Laube von über 24 m2 in einer Kleingartenanlage han-
delt. Nur dann, wenn eine Laube tatsächlich als Wohnung ge-
nutzt wird, ist ein Rundfunkbeitrag fällig. Das scheint mir eine
gerechte Lösung zu sein.

Außerhalb von Kleingartenanlagen gilt für Lauben dasselbe
wie für andere Zweitwohnungen auch: eine Wohnung - ein Bei-
trag. Doch auch hier haben die Rundfunkanstalten eine Praxis
angekündigt, die den Beitragszahler schont. So muss saisonal
nicht gezahlt werden, wenn zum Beispiel kommunale Satzun-
gen eine Wohnnutzung gravierend, beispielsweise über eine be-
stimmte Jahreszeit, einschränken.

Im Übrigen gilt - darauf ist bereits hingewiesen worden -: Der
Staatsvertrag wird evaluiert, und wir werden uns diese Rege-
lungen genauso wie die zu den Jugendherbergs- und Jugend-
freizeiteinrichtungen anschauen. Aber auch dabei muss man
sehen: Gemeinnützige Einrichtungen, die nicht auf Gewinn
orientiert sind, sind schon heute nicht befreit, sondern nur pri-
vilegiert. Das heißt, sie zahlen einen Beitrag. Für Einrichtun-
gen, die gewinnorientiert sind, gelten die Regelungen wie für
nicht gemeinnützige Unternehmungen. Aber auch diese Frage
wird sicherlich eine sein, die im Rahmen der Novellierung noch-
mals angeschaut werden muss. Das wird auch geschehen; das
ist ganz klar.

Wir haben ein neues System aufgesetzt - nach relativ schwieri-
gen Verhandlungen aller Länder untereinander. Dass das nicht
die allerletzte Weisheit ist, ist jedem klar, und mit neuen Erfah-
rungen wird es auch Weiterentwicklungen geben. - Vielen Dank.

(Beifall SPD und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Große:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär Gerber. - Wir beenden die Aus-
sprache mit dem Beitrag der CDU-Fraktion. Frau Abgeordnete
Richstein hat das Wort.

Frau Richstein (CDU):*

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Gerber, Sie irritieren mich jetzt etwas. Sie sagen genau das,
was wir in unseren Antrag hineingeschrieben haben: Bitte be-
achten Sie bei der Evaluierung die Datschen, die nicht zu einer
Kleingartenanlage gehören, und die Jugendeinrichtungen. - Sie



sagen: „Das machen wir.“ Sie wollen unseren Antrag aber doch
ablehnen. Das verstehe ich wirklich nicht.

(Beifall CDU)

Ich gehe davon aus, dass wir - erstens - alle einen qualitativ
hochwertigen öffentlich- rechtlichen Rundfunk haben möchten
und dass wir uns - zweitens - auch dessen bewusst sind, dass
ein qualitativ hochwertiger öffentlicher Rundfunk Geld kostet.
Unter diesen Prämissen begrüßen wir die Systemumstellung
durch den Rundfunkänderungsstaatsvertrag.

Der neue Rundfunkbeitrag beseitigt endlich den Generalver-
dacht, den die GEZ gegenüber Konsumenten gehegt hatte, dass
nämlich alle nur noch schwarzsehen würden. Dass wir mit die-
sem Rundfunkänderungsstaatsvertrag Neuland betreten wür-
den, war zumindest allen, die sich mit diesem Thema befasst
haben, klar. Die CDU hat sich immer dafür eingesetzt, dass
diese Umstellung für den privaten Nutzer kostenneutral sein
muss. Daher gibt es eine Protokollerklärung aller Länder zum
Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag, in der es unter
Punkt 2 heißt: Nach Erscheinen des 19. KEF-Berichtes, der die
finanziellen Auswirkungen darlegt, soll evaluiert werden. Da-
bei soll insbesondere geprüft werden, ob die Anknüpfungstat-
bestände notwendig und ausgewogen sind.

Notwendig und ausgewogen - wenn wir schon zum jetzigen
Zeitpunkt sehen, dass einige Tatbestände nicht ausgewogen,
eventuell nicht notwendig und vor allem ungerecht sind, wa-
rum sollen wir sie dann nicht benennen? Genau diese beiden
Punkte, auf die Henryk Wichmann vorhin eingegangen ist, ha-
ben wir in diesem Antrag benannt. 

Herr Ness, wollen Sie uns als CDU-Fraktion Arbeitsaufträge
erteilen?

(Zuruf des Abgeordneten Ness [SPD])

Wenn Sie sagen, sie könnten mit einem Teil dieses Antrags mit-

gehen und ihm zustimmen, dann stellen Sie doch einen Ände-
rungsantrag. Sonst sind Sie doch auch nicht so faul.

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU)

Insofern ist das lediglich eine fadenscheinige Begründung. Ich
gebe Ihnen Brief und Siegel: Hätten wir gesagt, dass wir den
zweiten Punkt herausnehmen, dann hätten Sie irgendeine ande-
re fadenscheinige Begründung gefunden, warum Sie dem An-
trag angeblich nicht zustimmen können.

(Zuruf des Abgeordneten Ness [SPD])

So lange sind wir beide schon im politischen Geschäft, dass
wir das wissen. Wir wünschen lediglich eine Berücksichtigung
der genannten Punkte bei der ohnehin stattfindenden Evalua-
tion. Ihre nebulösen Argumente für die Ablehnung können wir
nicht nachvollziehen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Große:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Richstein. - Wir sind am Ende
der Aussprache angelangt. Ich schließe sie und komme zur Ab-
stimmung. Der Antrag „Änderung des Rundfunkstaatsvertra-
ges in der Fassung des Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrages“, Drucksache 5/6687, eingebracht durch die CDU-
Fraktion, liegt Ihnen vor.

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Bei einigen
Enthaltungen ist dieser Antrag mit deutlicher Mehrheit abge-
lehnt worden.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 8 sowie die heutige Sitzung
und wünsche Ihnen allen ein gutes Nachhausekommen.

Ende der Sitzung: 14.20 Uhr
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